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Abstract 

Fluchtmigration ist eine der aktuellen Herausforderungen für die Staa-

ten der Europäischen Union (EU). Angesichts der bestehenden Dispari-

täten in Bezug auf Aufnahme und Unterstützung der Migrantinnen und 

Migranten stellt sich jedoch zunehmend die Frage nach einem Umver-

teilungsmechanismus innerhalb der EU. Der vorliegende Beitrag ent-

wirft einen Mechanismus, welcher die Aufnahme von Angehörigen aus 

Drittstaaten an Auszahlungen aus den Europäischen Fonds knüpft und 

somit sowohl zu einer gerechteren Verteilung von Finanzmitteln wie 

auch einer passgenaueren Verteilung von Migranten führen kann, indem 

die Bedürfnisse beider Seiten Berücksichtigung finden. 

1. Einleitung 

Eine der großen Herausforderungen, der die europäischen Gesellschaf-

ten und Staaten in den letzten Jahren gegenüberstanden, war die Auf-

nahme von Geflüchteten und Migranten
1
, die als Bürgerkriegsflüchtlinge 

oder aus wirtschaftlichen Gründen in die Europäische Union gekommen 

sind.
2
 Viele dieser Menschen werden wohl dauerhaft bleiben. Ihre er-

folgreiche Integration könnte denn auch den Zusammenhalt und die 

Stabilität unserer Gesellschaften stärken bzw. erfolglose Integrationsbe-

mühungen bergen das Risiko der Bildung von endemischen Parallelge-

sellschaften und schleichender Entsolidarisierung (Berry et al. 2015). 

Es ist zudem nicht unwahrscheinlich, dass es künftig zu weiteren Mig-

rationsbewegungen kommt. Wirtschaftliche Hoffnungslosigkeit, Bürger-

kriege oder gar die Wiederkehr regionaler Konflikte in der Levante oder 

in Zentralafrika könnten schnell wieder zu einer Intensivierung von 

Wanderungsbewegungen führen. Diese Problemlage birgt politische 

                                    

1  Der vorliegende Artikel verwendet teilweise die maskuline Form aus Gründen 

der besseren Lesbarkeit. Sie bezieht sich jedoch, soweit nicht ausdrücklich 

anders gekennzeichnet, auf Personen beiderlei Geschlechts. 

2  Im Folgenden wird Bezug auf Migranten und Migrantinnen aus Drittstaaten 

genommen, welche im Rahmen von Flucht und Vertreibung in die EU kom-

men, nicht jedoch auf solche, die zu Ausbildungs- und Arbeitszwecken einrei-

sen. 
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Brisanz – gerade weil die „Einbeziehung des Anderen“ (Habermas 

1996) Emotionen in den Mehrheitsbevölkerungen auslöst, die politisch 

genutzt werden können, und weil die Aufnahme von Migranten auch 

sehr real zu Verteilungskonflikten oder Verdrängungswettbewerb führen 

kann.  

Wenn wir im Folgenden Mechanismen zu Verteilungsstrategien von 

Migranten entwerfen, heißt das nicht, dass die Schwierigkeiten der In-

tegration verharmlost werden sollen. Im Gegenteil. Unsere Vorschläge 

zielen auf eine im positiven Sinne technokratische Sichtweise, die die 

Bedingungen für erfolgreiche Integration verbessern helfen will – gerade 

auch durch den Einsatz von „Methoden, die sich bewusst als 'Stück-

werk' und 'Herumbasteln' verstehen“ (Popper 1944, S. 293). Politi-

sche, wirtschaftliche und kulturelle Konfliktlagen können mit einer in-

telligenten Verteilungspolitik nicht ohne weiteres gelöst werden. Aller-

dings wird die Lösung politischer, wirtschaftlicher und kultureller Prob-

leme eben auch nicht leichter, wenn man als Staatengemeinschaft 

keine Strategien zur Optimierung von Verteilungsmechanismen entwi-

ckelt oder zumindest diskutiert. In diesem Sinne ist der folgende Text 

als Beitrag zu einer Migrationsdebatte mit kühlem Kopf und ohne 

Scheuklappen gedacht. Gerade weil die Herausforderung so groß ist – 

und in Zukunft sich eher noch verschärfen dürfte – muss Querdenken 

erlaubt sein. Wenn von „links“ der Vorwurf „zu technokratisch“ und von 

„rechts“ der Vorwurf „zu naiv“ ertönt, erscheint uns das ein gutes Zei-

chen. Denn wenn die Stimmen an den Polen der Extreme unzufrieden 

sind, erscheint der dahinterliegende Kompromiss eine Chance zu ha-

ben, in der Mitte der Gesellschaft Akzeptanz zu finden. 

2. Problemlage 

Im globalen Kontext betrachtet waren Ende 2017 weltweit 68,5 Milli-

onen Menschen auf der Flucht. 40 Millionen Menschen sind dabei Bin-

nenvertriebene, sind also innerhalb ihres Heimatlandes geflohen. 80 % 

der Personen, die ihr Heimatland verlassen haben, sind in Nachbarlän-

der geflohen (UNHCR 2018, S. 2).  

Trotz der Tatsache, dass nur ein geringer Prozentsatz der Personen, 

die derzeit auf der Flucht sind, in die Europäische Union flüchten (EU), 

wird der Zustrom von Migranten aus Nicht-Mitgliedstaaten in die Euro-

päische Union als stark wahrgenommen und ist damit nach wie vor 

Gegenstand der öffentlichen und politischen Debatte in Deutschland 



3 

 

und Europa, wenn auch die aktuellen Entwicklungen eine deutliche Ab-

nahme von Geflüchteten für die nächsten Jahre erwarten lassen. Wäh-

rend die Bewerberzahlen spätestens seit 2012 kontinuierlich anstiegen 

und in den Jahren 2015 und 2016 jeweils einen Höchststand von rund 

1,3 Mio. Personen erreicht haben, wurden in 2017 mit ca. 705.000 

Personen deutlich weniger Bewerber registriert (siehe Abb. 1). Die größ-

ten Personengruppen kamen aus Syrien, Afghanistan und dem Irak, des 

Weiteren aus dem Iran sowie zentralafrikanischen Staaten. 

 

Abbildung 1: Asylanträge in der EU 2005-2017 

 

Quelle: Eurostat 2018 

Die Gründe für den starken Rückgang liegen vor allem darin, dass die 

EU durch die Initiative einiger Mitgliedstaaten Maßnahmen ergriffen 

hat, um Migration und somit auch Flucht in die EU einzuschränken. 

Damit hat sich jedoch nicht nur die Zahl der Geflüchteten, die in Europa 

ankommt insgesamt verringert. Die Schließung der Grenzen hat auch 

dazu geführt, dass sich die Fluchtrouten verändert haben, sodass sich 

die Zahl der Geflüchteten in den Ankunftsländern verändert hat.  

Seit Juni 2018 hat Italien einige Maßnahmen umgesetzt, die Ge-

flüchtete daran hindern sollen, die italienische Küste zu erreichen. Dazu 
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gehört zum einen ein Programm des EU-Treuhandfonds für Afrika in 

Höhe von 46 Mio. Euro, das lybische Grenzschutzbehörden sowie die 

lybische Küstenwache dabei unterstützen soll, illegale Migration in die 

EU zu verhindern (Europäische Kommission 2018). Die Zahl der Ge-

flüchteten, die Europa erreichen, sinkt, jedoch steigt gleichzeitig die 

Zahl der Menschen, die bei der Überfahrt sterben oder vermisst werden, 

wobei die Dunkelziffer unklar ist (Mediendienst Integration 2018).  

Infolge der Initiative Italiens hat sich die Mittelmeerroute von Italien 

vor allem auf Spanien verlagert. Während 2016 ca. 181.500 Geflüch-

tete über das Mittelmeer in Italien ankamen betrug die Zahl im Dezem-

ber 2018 nur noch ca. 23.000, also ein Siebtel. In Spanien dagegen 

ist die Zahl der ankommenden Geflüchteten über das Mittelmeer in die-

sem Zeitraum auf das Siebenfache angestiegen, also von ca. 8.000 auf 

55.000 (UNHCR 2018).  

Auch die anderen Länder, die an den Außengrenzen der EU liegen, 

haben Maßnahmen ergriffen um Geflüchtete daran zu hindern in die EU 

einzureisen. Dazu gehört das EU-Türkei-Abkommen, das verhindern 

soll, dass Geflüchtete auf den griechischen Inseln ankommen bzw. in 

die Türkei zurückgeschickt werden können. Nichtsdestotrotz sitzen 

zahlreiche Geflüchtete auf griechischen Inseln fest, da die Bearbeitung 

der Asylanträge aufgrund des überlasteten Systems lange andauern. 

Ungarn hat einen 175 Kilometer langen Zaun an den Grenzen zu Ser-

bien und Kroatien errichtet. Bulgarien hat ebenso einen Grenzzaun an 

der türkischen Grenze errichte und dort den Einsatz von Militär und 

Grenzbehörden verstärkt. Spanien versucht die Zahl der Geflüchteten 

mit strenger Grenzpolitik und bilateralen Rückübernahmeabkommen 

mit Ländern wie Marokko gering zu halten (Mediendienst Integration, 

2017).  

In Bezug auf die relativen Flüchtlingszahlen, gemessen an der An-

zahl der erstmaligen Asylbewerber je eine Million Einwohner im Jahr 

2017, haben Griechenland mit 5.295 und Zypern mit 5.235 Personen 

die meisten Menschen aufgenommen. Über dem EU-Durchschnitt lie-

gen des Weiteren Luxemburg, Malta, Österreich, Deutschland, Schwe-

den, Italien und Frankreich mit zwischen ca. 3.900 und 1.300 Perso-

nen je einer Million Einwohner (de.statista 2018).  

Mit 198.000 Personen zeichnete Deutschland in 2017 für 31 Pro-

zent der Bewerber verantwortlich, während weitere rund 50 Prozent in 

den folgenden Staaten aufgenommen wurden: 127.000 Personen in 
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Italien, 91.000 in Frankreich, 57.000 in Griechenland, 33.000 in 

Großbritannien sowie 30.000 in Spanien.  

Vergleicht man die EU 28 hinsichtlich der prozentualen Aufteilung 

der Erstanträge pro Halbjahr wird deutlich, dass zwischen Anfang 2015 

und Mitte 2018 95% der Erstanträge in 12 der 28 EU-Länder gestellt 

wurden. Die Entwicklung des prozentualen Anteils an Erstregistrierun-

gen steht in Einklang mit der Entwicklung an den europäischen Gren-

zen. In Griechenland, Spanien, Frankreich und Zypern ist der Anteil seit 

2017 gestiegen. In anderen Ländern sinkt der Anteil der Erstregistrie-

rungen seit 2017 stätig. Hierzu gehören beispielsweise Italien, Ungarn, 

Österreich, Deutschland und Bulgarien. In anderen Ländern ist die Zahl 

der Erstregistrierungen durchweg niedrig. Hierzu gehören beispiels-

weise Polen, Rumänien, Tschechien, Slowakei und Portugal.  

 

Abbildung 2: Asylanträge in der EU nach Staaten 

 

Quelle: Eurostat; eigene Darstellung  

Festzuhalten ist auch eine sehr heterogenen Aufnahmepraxis von 

Flüchtlingen aus Drittstaaten, die zu sehr unterschiedlichen absoluten 

und relativen Flüchtlingszahlen führt – ein Phänomen, welches durch-

aus nicht nur aktuell besteht, sondern bereits für die Vergangenheit fest-

zustellen ist (siehe etwa Thielemann 2004). 
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Darüber hinaus bestehen auch große Unterschiede in der Anerken-

nungen von Asylgründen in den einzelnen Unionsstaaten, was zu großer 

Heterogenität bei Aufenthaltsstatus bzw. -titeln und Rückführungszah-

len führt (siehe Abb. 2). 

Abbildung 3: Anerkennungsstatus in Prozent nach Staaten 

 

Quelle: Eurostat 2018 

Die Unterschiede in der Behandlung von Geflüchteten erschöpfen sich 

jedoch keineswegs in den benannten Tatsachen, sondern bestehen 

auch bzgl. der politischen und gesellschaftlichen Debatte in einzelnen 

Staaten über Asyl und Migration. Die Flüchtlingsfrage, so scheint es 

jedenfalls, folgt man der teilweise sehr emotional geführten Debatte, 

spaltet die Europäische Union. Entsprechend sind Ideen gefragt, wie die 

Verständigung bezüglich grundsätzlicher Fragen von Migration und 

Asyl, konkret aber auch die festgefahrenen Verhandlungen bzgl. der 

Aufnahme und Umverteilung von Flüchtlingen zwischen den Mitglied-

staaten wieder vorangebracht werden können. Der vorliegende Beitrag 

diskutiert – nach einem kurzen Überblick über die bestehende Syste-

matik der Zuordnung und Verteilung von Flüchtlingen auf Ebene der EU 

– einen Vorschlag für ein geändertes Verteilungssystem von geflüchteten 

Personen auf die Staaten der Europäischen Union. Dieser Vorschlag, 

angelehnt an die Initiative der Deutschen Bundesregierung von Februar 

2018 sowie insbesondere den Vorschlag von Emmanuel Macron von 



7 

 

April 2018, basiert auf einer Kombination der Flüchtlingsumverteilung 

mit dem Transfer finanzieller Ressourcen aus der EU-Strukturpolitik. Ein 

besonderer Fokus des vorgeschlagenen Verteilungsmechanismus liegt 

auf der Auswahl des Matching-Verfahrens.  

3. Asyl- und Migrationspolitik auf Ebene der EU –  

Status quo und aktuelle Änderungen 

Auf Ebene der EU existiert seit 1999 mit dem kontinuierlich erweiterten 

“Common European Asylum System” (CEAS) ein kleinster gemeinsamer 

Nenner im Bereich Asyl- und Migrationspolitik, Ziel der gemeinsamen 

Politik ist „ harmonisation to standards of protection by further aligning 

the EU States' asylum legislation; effective and well-supported practical 

cooperation; increased solidarity and sense of responsibility among EU 

States, and between the EU and non-EU countries” (Europäische Kom-

mission 2008). 

Auch bestehen – trotz der weitgehenden Isolation des Bereichs Asyl 

und Migration von anderen Politikfeldern der Union – Querverbindungen 

mit anderen Bereichen, so werden etwa aus den Kohäsionspolitiken in 

verschiedener Art Ressourcen transferiert, um Integrationsbemühungen 

der Mitgliedstaaten zu unterstützen, etwa in den Bereichen Bildung, 

Arbeitsmarkt, Wohnen und Nicht-Diskriminierung. Die Verantwortung 

hierfür liegt schwerpunktmäßig bei den Mitgliedstaaten, jedoch kann 

die EU gezielt auch etwa lokale Behörden oder zivilgesellschaftliche Ak-

teure unterstützen. 

Herz der Asyl- und Migrationspolitik ist der Asylum, Migration and 

Integration Fund (AMIF) mit einem Budget von 3,137 Mrd. Euro für 

den Zeitrahmen 2014-2020, der direkt wie indirekt von der Kommis-

sion gemanagt wird und in welchem mit der Ausnahme Dänemarks alle 

Unionsstaaten beteiligt sind. Dieser unterstützt die Mitgliedstaaten und 

vergibt direkte Nothilfen für Ausnahmesituationen, definiert entspre-

chend Regulation (EU) 516/2014 wie folgt:  

„These actions may include, but are not limited to, provision 

of support services such as translation/interpretation, legal as-

sistance, identification of vulnerable groups and specific as-

sistance for vulnerable persons, the establishment, mainte-

nance and improvement of accommodation services, the pro-
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vision of social assistance, measures necessary for the prepa-

ration of return operations, pre-departure measures such as 

health checks or cultural orientation, as well as the physical 

transfer of applicants and/or beneficiaries of international pro-

tection (hereinafter "relocation") between Member States.” 

Während ursprünglich 175 000 000 Euro pro Jahr für die unmittelba-

ren Hilfen vorgesehen waren (Stand Mai 2017), wurde diese Summe 

im Dezember 2017 auf 402 500 000 Euro erhöht. 

Bereits die Europäische Agenda für Migration (Europäische Kommis-

sion 2015) betont die Notwendigkeit der solidarischen Beteiligung aller 

Mitgliedsstaten bei der Aufnahme von Flüchtlingen, und avisiert “a tem-

porary distribution scheme for persons in clear need of international 

protection to ensure a fair and balanced participation of all Member 

States to this common effort”.  

Dieser Vorschlag umfasste die verpflichtende Umverteilung von 

40 000 Personen aus Italien und Griechenland (40 Prozent der aktuel-

len Bewerber in 2015) über 2 Jahre und wurde im September 2015 

angepasst, so dass nunmehr 120 000 Personen aus Italien, Griechen-

land und Ungarn über 2 Jahre betroffen wären. Die Aufnahmeländer 

erhalten unter diesem Regime € 6,000 pro Person; Italien, Griechen-

land und Ungarn erhalten Euro 500 pro Individuum, um die Kosten der 

Übersiedelung zu decken.  

Eine weitere Anpassung von September 2017 modifiziert dieses 

System, so dass nunmehr ein nicht-verpflichtendes System von Resett-

lement besteht. Neben dieser letzten Änderung, welche es erlaubt, dass 

Staaten die Teilnahme verweigern, ergeben sich weitere Probleme. Zum 

einen die statische bzw. insgesamt wohl zu geringe Zahl von Individuen, 

welche davon erfasst werden – angesichts der Tatsache, dass gerade 

Italien und Griechenland einen sehr hohen Prozentsatz der Flüchtlinge 

aufnehmen, allein im Jahr 2017 zusammengenommen 200 000 Indi-

viduen, erscheint die festgelegte Zahl als zu niedrig und somit nicht 

dauerhaft haltbar. Das schwerwiegendere Problem sind jedoch der 

mangelnde Wille etlicher Mitgliedstaaten der EU, sich an diesem Sys-

tem zu beteiligen, sowie die mangelnde Koordination dieses Regimes 

mit sonstigen Initiativen der EU. Während hier inhaltlich insbesondere 

die zusätzliche aktuelle (Stand April 2018) Aufnahme von „besonders 

schutzwürdigen Personen“ durch einige Unionsstaaten zu nennen sind, 

betrifft es darüber hinaus insbesondere auch den Gedanken der Solida-

rität zwischen den Mitgliedstaaten sowie eine mögliche auch finanzielle 
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Anreizorientierung eines Umverteilungsmechanismus. Entsprechend 

besteht eine Reihe von Ansätzen, dieses System zu reformieren oder zu 

substituieren (etwa Fernández-Huertas Moraga/Rapoport 2015).  

4. Szenario für einen veränderten  

Umverteilungsmechanismus 

Ein weiterer Vorschlag, der auch in der aktuellen politischen Diskussion 

einigen Rückhalt finden dürfte, wird nachfolgend diskutiert. Emmanu-

elle Macron hat in seiner Rede vor dem Europaparlament vom 

17.4.2018 einen neuen Vorschlag gemacht (Europäisches Parlament 

2018). Demzufolge sollten Flüchtlinge auf die Kommunen in ganz Eu-

ropa verteilt werden – mit entsprechenden finanziellen Anreizen. Details 

nannte er nicht.  

Dabei wäre mit einem solchen Umverteilungskonzept, welches die 

aktuelle Situation im Bereich Asyl mit weiteren reformbedürftigen EU-

Politiken verknüpft, eine sachgerechte und integrationsfreundliche Lö-

sung möglich. Im Detail könnte ein derartiges Umverteilungsregime wie 

folgt aussehen:  

Kommunen in ganz Europa könnten sich um die Aufnahme von 

Flüchtlingen bewerben – und würden dafür aus dem EU-Budget ent-

sprechend subventioniert. Der Mechanismus an sich wäre relativ ein-

fach: jeder Flüchtling, der in dieses Programm aufgenommen wird, er-

hält einen individuellen Zuschuss aus dem EU-Budget. Mehrkosten für 

die nationalen Haushalte gäbe es keine. Einen weiteren Teil erhält aber 

auch die aufnehmende Kommune, in der die Integration geleistet wer-

den muss. Letztere Zuwendung wäre zweckungebunden. Das würde be-

deuten, dass die Kommunen diese Unterstützung unbürokratisch für die 

regionale Wirtschaft- und Arbeitsmarktentwicklung nutzen könnten. Im 

Gegenzug werden die Kohäsions- und Agrarausgaben der EU – insbe-

sondere der Europäische Fonds für regionale Entwicklung und der Eu-

ropäische Landwirtschaftsfond – entsprechend abgeschmolzen. Diese 

Fonds verfehlen ohnehin seit Jahrzehnten ihr eigentliches Ziel, nämlich 

sozioökonomische Konvergenz zwischen den Mitgliedstaaten zu errei-

chen. Sie sind zu reinen Verschiebeposten im Ringen zwischen Netto-

Zahlern und Netto-Empfängern geworden und daher logische Kandida-

ten für eine Reform des supranationalen Umverteilungssystems. 
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Unser Vorschlag der Kopplung von Leistungen für das Management 

der Einwanderung mit der Vergabe von EU-Finanzmitteln würde Syner-

gien zwischen einem notwendigen europäischen Finanzausgleich und 

einer der drängendsten Herausforderungen, vor denen die Europäische 

Union steht, schaffen. Mit integrationsfördernden Nebeneffekten. Dass 

dabei die Peripherie in den Blick gerät, ist ein zusätzlicher Vorteil. Dort 

– insbesondere in den Staaten Osteuropas, aber auch vielen Regionen 

etwa in Österreich oder Südeuropa – macht sich der demografische 

Wandel besonders bemerkbar; man kämpft mit Nettobevölkerungsver-

lusten, welche mittelfristig die ökonomische Basis ganzer Regionen ge-

fährden. Für diese Gebiete wäre eine moderne Ansiedlungspolitik – ge-

fördert durch die EU – eine einmalige Chance. Zudem könnte die EU 

mit einer solchen Politik geschickt politische Widerstände von 

Rechtspopulisten in den Zentralregierungen überwinden – und die regi-

onale und lokale Ebene in den betreffenden Ländern stärken. Letztere 

sind in der Regel viel weniger ideologisiert und viel pragmatischer als 

die Politikeliten in den Hauptstädten.  

Das wertvollste Gelegenheitsfenster bieten aber die gegenwärtigen 

Haushaltsverhandlungen über eine neue Finanzplanung für die EU für 

die Zeit nach 2020. Auch aufgrund des im Frühjahr 2019 bevorstehen-

den Brexits stehen hierbei die gewachsenen Verteilungskompromisse 

ohnehin auf dem Prüfstand. Mit dem Druck der Nettozahler – deren 

wichtigster Deutschland ist – ließen sich Verkrustungen aufbrechen und 

Innovationen ins Werk setzen. 

4.1 Transfermöglichkeiten: 

Aber wäre ein „doppelter EU-Zuschuss“ für Migranten aus Drittstaaten 

finanzierbar? Wo stehen wir hier de facto mit den Zahlen der Zuwande-

rung? Geht man von durchschnittlich 1.000.000 Zuwanderern pro Jahr 

aus, und nimmt man ferner an, dass aus den Agrar- und Regionalfonds, 

die mehr als die Hälfte des EU-Budgets von ca. 160 Mrd. Euro ausma-

chen, nur 25 Mrd. abgeschmolzen würden, dann könnte pro Einwan-

derer aus dem EU Haushalt 25.000 Euro pro Jahr zur Verfügung ge-

stellt werden. 

An dieser Stelle sind verschiedene Szenarien der Auszahlungshöhe 

und –modalitäten denkbar.  

Alternative 1: Ca. 50 Prozent, monatlich ca. 1.000 Euro, würden 

direkt an Einwanderer ausbezahlt werden; 12.500 Euro am Ende eines 
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Jahres an die aufnehmende Gemeinde. In diesem Regime würden die 

Flüchtlinge ihren Lebensunterhalt mehr oder weniger vollständig selbst 

durch den Transfer decken, die Kommunen würden entsprechend ihre 

bisherigen Budgets für die Leistungen für Flüchtlinge einsparen und 

überdies eine nicht unerhebliche Summe zweckungebunden erhalten.  

Als problematisch könnte sich darstellen, dass damit das Budget der 

Flüchtlinge in ca. 1/3 der Mitgliedstaaten über einem durchschnittli-

chen Bruttogehalt läge. Aus Sicht der Bestandsbevölkerung könnte als 

mangelnde Gerechtigkeit interpretiert werden, was populistische Ten-

denzen verstärken dürfte. Darüber hinaus würde – angesichts real sehr 

unterschiedlicher Lebenshaltungskosten in der dann EU-27 – ein sol-

ches System höchstwahrscheinlich die Präferenzen der Zuwanderer zu-

gunsten der Peripherie verzerren. Dies wäre durchaus erwünscht, 

könnte jedoch längerfristig problematisch für Staaten mit relativ hohen 

Lebenshaltungskosten sein, welche in Teilregionen jedoch auch mit de-

mographischen Problemen konfrontiert sind und daher durchaus Inte-

resse an Zuwanderung in bestimmte Regionen/Kommunen haben dürf-

ten, etwa Deutschland und Österreich. 

Alternative 2: Auch ließe sich das Verteilungsdifferenzial an die rea-

len Lebenshaltungskosten im Aufnahmeland anpassen. Dann könnte 

der Anteil, der direkt an die Flüchtlinge ausbezahlt wird, sich in Höhe 

eines durchschnittlichen Nettolohnes etwa im unteren Quantil der Mit-

gliedstaaten bewegen, betrüge also maximal 500 Euro. Die Kommunen 

würden entsprechend einen höheren Anteil erhalten, müssten jedoch 

noch einige Leistungen für die Neubürger bereitstellen, denkbar wäre 

etwa eine Wohnbeihilfe. Dies diente dem Anreiz für die Flüchtlinge, 

auch in diese Staaten zu gehen. Auch hier gäbe es erhebliche Einspa-

rungen für die Kommunen, da bisherige Mittel freigesetzt würden und 

die Überschüsse aus dem EU-Transfer zweckungebunden wären. Profi-

tieren würden daher insbesondere auch die ärmeren Staaten in Ost- und 

Südosteuropa. 

Im EU Haushalt gäbe es zudem noch Spielraum, Boni für mittelfris-

tigen Integrationserfolg auszuschütten, dies könnte – ebenso wie das 

Management des Umverteilungsmechanismus – etwa über den bereits 

bestehenden Fond für Asyl, Migration und Integration (AMIF) erfolgen, 

welcher bereits jetzt über ein nicht unbeträchtliches eigenes Budget von 

3,137 Mrd. Euro verfügt. Ein doppelter EU-Zuschuss würde die Migra-

tionsströme intelligent lenken – und Geld in die relativ ärmeren bzw. 

strukturschwachen Regionen bringen, welche insbesondere im ländli-

chen Raum und in der Peripherie der EU bestehen. 
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4.2 Potentielle Matchingmechanismen 

Offen bleibt in diesem Zusammenhang die Frage nach dem Matching 

von Bewerbern und potentiellen Aufnahmestaaten. Eine Möglichkeit 

wäre die Auswahloption ausschließlich auf Seiten der Kommune zu be-

lassen, während das Individuum dann entsprechend „zugewiesen“ 

wird, ohne Berücksichtigung der eigenen Präferenzen. Dabei könnte von 

Seiten der Aufnahmestaaten ein Kriterienkatalog erstellt werden, in wel-

chen demographische Merkmale (etwa Alter, Geschlecht, Familien-

stand) sowie Fähigkeiten (Sprachkenntnisse, Ausbildungsstand etc.) 

einfließen, und auf Basis dessen dann eine Zuordnung erfolgt.  

Auch wären jedoch eine Reihe von Mechanismen denkbar, die ei-

nerseits die Präferenzen der Flüchtlinge berücksichtigt, aber auch die-

jenigen der potentiellen Aufnahmeländer (dazu etwa auch im Detail 

Fernández-Huertas Moraga/Rapoport 2015). Ein derartiges System 

wäre aus Sicht der Autoren zu bevorzugen, da eine Zuweisung ohne 

Einbezug der Individuen wahrscheinlich zu Wiederstand oder Umge-

hungsversuchen ex ante oder ex post führen wird; insbesondere der 

langfristige Integrationserfolg erscheint unter diesen Bedingungen sehr 

fraglich. 

Organisatorisch erscheint eine solche Lösung denkbar, Kriterien für 

ein zentrales Matching von Flüchtlingen könnten relativ einfach abge-

fragt und entsprechend über eine zentrale Datenbank verwaltet werden, 

sowohl auf Ebene des Individuums als auch für die Kommune. Zusätz-

lich zu den benannten Kriterien der Kommunen könnten etwa von Sei-

ten der Bewerber Kriterien bzgl. möglicher Ziele soziokulturelle Charak-

teristik der Aufnahmekommune, wie z.B. Familienanbindung und kul-

turelle Netzwerke, sowie bestehende Fähigkeiten (wie etwa Sprachfer-

tigkeiten oder zur Ausbildung passende Arbeitsmöglichkeiten) zugrunde 

gelegt werden. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die Perso-

nen genaue und vergleichbare Informationen über die Kommunen er-

halten (Jones/Teytelboym 2017).  

Der von uns vorgeschlagene „Markt“ für Neubürger entspricht dabei 

in vielem nicht traditionellen Märkten mit den dort geltenden Mecha-

nismen. Vielmehr – etwa bei der Partnerwahl zwischen Individuen oder 

der Auswahl von Mitgliedern durch Institutionen wie etwa Universitäten 

– gelten besondere Mechanismen, da der reguläre Preismechanismus 

nicht in Kraft ist. Vielmehr wäre ein solcher Markt „davon gekennzeich-

net, dass die Wünsche oder Prioritäten von beiden Marktseiten berück-

sichtigt werden müssen. […] Da Preise als Allokationsinstrument in 
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zweiseitigen Matching-Märkten zur Koordination nicht zur Verfügung 

stehen, tritt häufig Marktversagen auf“ (Kübler 2012: 843). Nicht also 

Zahlungsbereitschaften und finanzielle Transfers helfen, die geeignete 

Wahl zu treffen, sondern eher meriokratische Kriterien, wie etwa bei 

Hochschulen Leistung und Motivation potentieller Studenten, auf Seiten 

derer etwa Wohnortnähe oder aber Curriculum. Damit werden negative 

Folgen des Marktversagens wie etwa strategisches Nicht-Offenbaren 

von Präferenzen und daraus resultierende imperfekte Matchings vermie-

den oder zumindest abgemildert. 

Das eigentliche Matchingsystem könnte dem sog. „Deferred-Accep-

tance-Algorithmus“ (DA-Algorithmus oder auch Gale-Shapley-Algorith-

mus genannt) entsprechen und sollte, sofern korrekt angewandt, zu ei-

nem stabilen Matching führen. Dieses System – ursprünglich entwickelt 

für individuelle Matches (siehe Gale/Shapley 1962) – funktioniert, in-

dem ein Individuum einer Marktseite (z.B. die geflüchtete Person) der 

favorisierten Einheit der anderen Marktseite ein Angebot macht (Kom-

mune mit höchster Passung zu den eigenen Präferenzen). Die Kriterien, 

welche dabei angelegt werden, bestimmt das jeweilige Individuum; in 

der Regel werden dies u.a. Verbindungen bzw. Netzwerke in der betref-

fenden Region sein, Sprachkenntnisse oder auch antizipierte Arbeits-

möglichkeiten. 

Die Kommune lehnt alle Angebote außer dem von ihr favorisierten 

Angebot ab. Auch hier bestimmen die Kommunen anhand eigener Kri-

terien, welches Angebot geeignet erscheint und angenommen wird; 

diese Kriterien können sowohl durch die Verwaltung oder die politische 

Ebene, durchaus auch auf Basis partizipativer Verfahren, bestimmt wer-

den. Das favorisierte Angebot wird jedoch noch nicht endgültig und ver-

bindlich angenommen, um abzuwarten, ob im Verfahrensverlauf ein 

weiteres Angebot von Seiten eines aus Sicht der Kommune besser ge-

eigneten Individuums kommt. Im nächsten Schritt wird durch jeden Ge-

flüchteten, der nicht seinen präferierten Zielort erhält, einer weiteren 

neuen Kommune ein Angebot gemacht. Aus diesen neuen Angeboten 

und dem bereits „gehaltenen“ Angebot wählen die Kommunen nunmehr 

aus und lehnen alle anderen Bewerber ab; der Vorgang wird so lange 

durchgeführt, bis kein Angebot mehr abgelehnt wird. Da das Verfahren 

die Ranglisten der Flüchtlinge berücksichtigt, führt ein solches Verfah-

ren stets zu einer Zuordnung, die ein für diese optimales Ergebnis dar-

stellt.  
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Der DA-Mechanismus insgesamt führt immer zu einer sogenannten 

„stabilen“ Zuordnung, da es keine zwei Einheiten gibt, die einander zu-

geordnet sind, einander jedoch nicht im Vergleich zu den ihnen ansons-

ten zugeordneten Einheiten präferieren. Weiterhin ist es für die vor-

schlagende Seite immer optimal, die wahren Präferenzen anzugeben, 

die andere (reagierende) Seite hat jedoch durchaus einen gewissen An-

reiz zu strategischem Verhalten (Kübler 2012). Das gesamte Verfahren 

würde ebenso funktionieren bei einer ersten Wahl durch die Kommune, 

dann wäre für diese das erzielte Ergebnis optimal, während für das In-

dividuum ggf. Anreize für strategisches Verhalten bestehen; das Ergeb-

nis jedoch ebenso stabil. Problematisch könnte an dieser Stelle grund-

sätzlich lediglich das Verfahren sein, das jeweils „Paare“ matcht und 

daher ggf. iterativ sein oder in Form von identischen „Kopien“ des ge-

wünschten Tauschpartners modelliert werden müsste (siehe Roth 

1985), wenn einer Kommune mehr als ein Individuum zugeordnet wer-

den soll. 

Eine mögliche Alternative zu diesem Szenario wäre eine Verteilung 

entsprechend des sog. „Boston-Mechanismus“, wie er etwa auch bei 

der Vergabe von Studienplätzen zum Einsatz kommt. Hier könnte aus 

Sicht des Individuums ein Ranking von Wunschkommunen vorgelegt 

werden, anschließend werden die Erstwünsche betrachtet und die je-

weiligen Kommunen vergeben Plätze in der Reihenfolge ihrer Priorität, 

bis entweder keine Plätze mehr zur Verfügung stehen oder aber keine 

weiteren Bewerber mehr vorhanden sind, welche die Kommune an ers-

ter Stelle genannt haben. In jedem weiteren Schritt x (mit x größer oder 

gleich 2) werden nur die x-ten Wünsche aller Individuen die noch kei-

nen Platz haben, betrachtet. Für jede Kommune, welche noch aufnah-

mebereit ist, werden diejenigen Bewerber betrachtet, welche die Kom-

mune an x-ter Stelle gelistet haben und die verbleibenden Plätze an 

diese Individuen in der Reihenfolge ihrer Priorität verteilt, bis keine Auf-

nahmekapazitäten oder kein Bewerber übrig ist, der die Kommune als 

x-te Wahl aufgelistet hat (Kübler 2012). Problematisch könnte an die-

ser Stelle sein, dass ggf. das Verbergen der wahren Präferenzen zu Vor-

teilen führt, da die Teilnehmer nicht sicher sein können, dass deren 

Preisgabe zu einem für sie erstbesten Ergebnis führt. d.h. „der Mecha-

nismus ist nicht „strategy-proof““ (Kübler 2012: 846). 

Jones und Teytelboym (2017) haben in ihrer Studie einen ähnlichen 

Vorschlag zur Umverteilung von Geflüchteten in den Kommunen in 

Großbritannien gemacht. Sie sind sehr optimistisch dahingehend, dass 
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die Diversität der Kommunen dazu beiträgt, dass auch diverse Präfe-

renzen gegenüber Geflüchteten bestehen.
3

 Ob die Präferenzen der Kom-

munen tatsächlich so divers sind, müsste in der Praxis geprüft werden. 

Es könnte das Problem entstehen, dass Kommunen eine überproporti-

onal große Präferenz gegenüber gut ausgebildeten, jungen Menschen 

mit bereits bestehenden Sprachkenntnissen haben, die besonders gut 

auf dem Arbeitsmarkt vermittelbar sind und daher einen Match mit ihrer 

„Wunschkommune“, die wiederum besonders viele Perspektiven bietet, 

erhalten. Auf der anderen Seite könnte es Personen geben, die aufgrund 

ihres Alters, dem Bildungsstand o.ä. weiter unten in der Präferenz der 

Kommunen stehen und somit auch nur den Match mit einer Kommune 

erhalten, die ebenso weiter unten in der Präferenz der meisten Geflüch-

teten steht, da sie wenig Perspektiven bietet.  Die Folge daraus wäre 

eine Segregation, die auch zur Entstehung von Parallelgesellschaften 

führen könnte, die wenig Perspektiven bieten und Integration erschwe-

ren.  

Eine mögliche Anpassung für den Fall, dass zu geringe Diversität bei 

der Auswahl der Personen besteht wäre, verschiedene Kategorien mit 

Eigenschaften und Fähigkeiten der Geflüchteten zu bilden, eine be-

stimmte Anzahl von Plätzen je Kategorie zu reservieren und den Kom-

munen entsprechend die Möglichkeit zu geben Prioritäten innerhalb der 

Kategorien zu vergeben. Wenn die Plätze in den Kategorien nicht auf-

gefüllt werden, beispielsweise da keine Personen mehr aus der Katego-

rie verfügbar sind, können Präferenzen unabhängig von der Kategorie 

vergeben werden (Echenique/Yenmez 2015).  

5. Zusammenfassung 

Der vorgestellte Mechanismus – die Koppelung von Migrantenaufnahme 

und Auszahlungen aus dem EU-Budget für aufnahmewillige Kommunen 

– adressiert verschiedene aktuelle Spannungsfelder der EU. Zu diesen 

Spannungsfeldern gehören nicht nur die nach wie vor persistente Frage 

der Aufnahme von Flüchtlingen, sondern auch die aktuell anstehenden 

                                    

3

  Dies geht bis hin zu kontraintuitiven Überlegungen; erwähnt wird etwa das 

Beispiel, dass in einem Ort mit einem auf seltene tropische Krankheiten spe-

zialisierten Krankenhaus die Präferenz bestehen könnte Geflüchtete mit sol-

chen Krankheiten aufzunehmen. 
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Verhandlungen über das EU-Budget, welche angesichts des Brexits Re-

formmöglichkeiten in sich tragen. Damit eng verbunden ist die alte 

Frage nach einer europäischen Solidarität beziehungsweise einer trans-

nationalen Solidarität unter den Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union. Intelligent umgesetzt vermag der von Macron angedeutete und 

im vorliegenden Beitrag ausgearbeitete Vorschlag zur Lösung oben ge-

nannter Probleme beizutragen, indem verschiedene – reale oder wahr-

genommene – Probleme adressiert werden. 

Zum ersten wäre dies die vermeintliche oder tatsächliche Tendenz 

zur Zentralisierung bzw. zur Ausweitung bürokratischer Macht der Brüs-

seler Institutionen insbesondere in Krisensituationen, welche scheinbar 

gegen die Interessen der Mitgliedstaaten läuft und deren demokratisch 

legitimierte Position im Augen ihrer Bürger aushöhlt. Das vorgeschla-

gene System führt zwar ebenfalls zu einer Emergenz bzw. Stärkung von 

Institutionen auf Ebene der EU wie dem AMIF, welcher unter Erhalt 

zusätzlicher Kompetenzen geeignet wäre, die Administration des Um-

verteilungsmechanismus zu übernehmen. Jedoch wird auf diese Weise 

die dezentrale, lokale Ebene der Mitgliedstaaten maßgeblich eingebun-

den und die Kommunen und subnationalen Gebietskörperschaften wer-

den somit allgemein gestärkt. Dies impliziert einen durchaus auch in 

anderen Bereichen feststellbaren Wandel der europäischen Ebene hin 

zu einem Kommunaktions-Hub oder einer Clearingstelle, welche Politik 

zu koordinieren vermag, dezentralen Präferenzen und Bedarfen jedoch 

Rechnung zu tragen vermag (siehe dazu Heidbreder 2015). 

Darüber hinaus führt die Koppelung der Distribution von Flüchtlin-

gen an das EU Budget zu einer möglicherweise effizienteren und anreiz-

kompatiblen Verwendung dieser Mittel. Dies würde gleichermaßen zu 

einer Reform der entsprechenden EU Politiken beitragen. Es müsste bei 

einem derartigen Vorgehen zwar dafür gesorgt werden, dass die natio-

nalen Integrationsmittel in den Aufnahmeländern nicht subsituiert und 

anders verwandt werden, um die volle Wirkung der Umverteilung von 

Europäischen Fonds nicht zu schmälern. Dann könnte sich die Auf-

nahme und Integration von Flüchtlingen für viele Regionen in Europa 

als ein Investitionsprogramm neuer Art erweisen – mit dem durchaus 

erwünschten Nebeneffekt, dass das Ansehen der Europäischen Union 

im Bereich der Sozialpolitik gestärkt würde.  

Diese Stärkung der Sozialpolitik, und insbesondere die durch ein-

heitliche Zahlungen demonstrierte Solidarität, wären so denn auch ein 

weiterer und nicht unerheblicher Effekt eines modifizierten Regimes. 
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Eine Reihe von Fragen bleibt auch bei diesem vorgeschlagenen Sys-

tem offen. So etwa, ob nur neu ankommende Individuen davon erfasst 

werden oder auch bereits seit längerem in den Staaten der EU verwei-

lende Personen. Geht man davon aus, dass entsprechend der Dublin-

Prinzipien eine dezentrale Ankunft bzw. Erfassung erfolgt, so würde mit 

diesem Mechanismus ein Transfer von Menschen netzwerkartig durch 

die EU erfolgen – entsprechend dem aktuellen System müssten dann 

entweder Entsende- oder Aufnahmestaat für die Transportkosten auf-

kommen und für diese auch entschädigt werden. 

Des Weiteren müsste eine zentrale Datenbank und die entspre-

chende Administration der Zuteilung geschaffen werden. Während mit 

dem AMIF dafür grundsätzlich eine erste Anlaufstelle bestünde und 

auch die technische Umsetzung des Matching-Algorithmus nicht über-

komplex wäre, bestehen doch eine Reihe von Anforderungen, welche 

gesichert sein müssten. Die Sicherheit sensibler Daten müsste ebenso 

gewährleistet sein wie der relativ schnelle und sichere dezentrale Zu-

gang zu dieser Datenbank, ggf. organisiert über die lokalen Behörden 

der aktuellen Standorte der Flüchtlinge oder alternativ gemanagt durch 

die Nutzung etwa von Web- oder Smartphoneapplikationen, welche von 

den Flüchtlingen quasi an jedem Ort selbst genutzt werden können. 

Derartige Anwendungen finden auch anderweitig zunehmend auch im 

Bereich der öffentlichen Verwaltung Anwendung, eine Stärkung derarti-

ger Dienste wird von der EU ausdrücklich befürwortet und gefördert 

(Europäische Kommission 2016). Entsprechend sollte nicht nur einer 

Anwendung im Rahmen eines Umverteilungsmechanismus nichts ent-

gegenstehen, sondern dieser könnte sogar zu einem sinnvollen Lack-

mustest für die Anwendbarkeit derartiger Formate werden. 

Ein letzter und vielleicht wesentlicher Punkt betrifft die Frage von 

Nichtkooperation und Verletzung des Systems. Während man argumen-

tieren könnte, dass bei freiwilliger Nichtteilnahme die aufnahmeunwil-

ligen Kommunen ohne finanzielle Transfers verbleiben, dies jedoch 

selbst verschuldet haben, so dass dies kein großes Problem darstellen 

dürfte, so sieht dies anders aus, sofern Flüchtlinge die Teilnahme ver-

weigern (sofern jedenfalls ein Regime gewählt wird, das auf doppeltem 

Matching basiert). Werden in diesem Fall die Flüchtlinge Kommunen 

zugewiesen, die Interesse haben, selbst wenn keine Präferenzen von 

individueller Seite offenbart wurden oder verbleiben Sie in dem für sie 

initial zuständigen Mitgliedsstaat bzw. am aktuellen Aufenthaltsort? 

Letzteres könnte anreiztheoretisch sehr problematisch sein, da dies ggf. 

die Offenbarung von Präferenzen negativ beeinflusst. 
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Bzgl. der Frage von ex post Verletzungen des Systems – denkbar 

wäre eine „Mitnahme“ der finanziellen Transfers durch Kommunen, 

selbst wenn die Flüchtlinge das Land bereits wieder verlassen haben. – 

müsste ein Monitoring geschaffen werden, das sowohl die individuelle 

als auch staatliche Ebene einschließt, um die Effizienz des Systems zu 

gewährleisten und gleichzeitig den Kommunen Planungssicherheit zu 

geben. Dies erscheint umso wichtiger ob der Tatsache, dass in einer EU 

der Reisefreiheit die zumindest kurzzeitige Ausreise von anerkannten 

Flüchtlingen von einem Mitgliedsstaat in den anderen nicht behindert 

werden kann. 

Trotz der diskutierten Voraussetzungen und Transaktionskosten, 

welche ein derartiger Mechanismus mit sich brächte erscheint er den-

noch geeignet, einen integrierten Lösungsansatz zu bieten und könnte 

Ansätze für weitergehende Modellierungen, aber auch die politische De-

batte bieten. 

Stark von Migration betroffene Staaten könnten von einem solchen 

oder ähnlichen System ebenso profitieren, wie Staaten, welche bislang 

wenig Geflüchtete aufnehmen. Deutschland würde durch die Verlage-

rung der Migration sowie durch die direkten Zuschüsse zweifach ent-

lastet werden, hätte es doch nach dieser Rechnung für die Aufnahme 

von 200.000 Flüchtlingen im Jahr 2017 über 5 Milliarden Euro erhal-

ten – immerhin ein Viertel der hierzulande veranschlagten jährlichen 

Integrationskosten.  

Eine weitere wissenschaftliche wie öffentliche Diskussion dieses und 

weiterer Reformvorschläge wäre daher aus Sicht der Autoren wün-

schenswert, um europäische Migrations- und Asylpolitik zu stärken; 

ebenso wie die Erhebung empirischer Daten zu Bedürfnissen von Mig-

ranten und Kommunen, um langfristige Integrationserfolge zu erzielen. 
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